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[bookmark: Referenz][bookmark: Betreff]Stellungnahme zum Bundesgesetz über die Eidgenössische Hochschule für Berufsbildung (EHB-Gesetz)
[bookmark: Absender][bookmark: Anrede]Sehr geehrte Damen und Herren
[bookmark: Text][bookmark: Gruss]Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum Bundesgesetz über die Eidgenössische Hochschule für Berufsbildung (EHB-Gesetz). Nach eingehender Diskussion der Vernehmlassungs-unterlagen innerhalb des Verbandes nehmen wir hiermit gerne Stellung.
Swissmem ist der führende Verband für KMU und Grossfirmen der schweizerischen Maschinen-, Elektro- und Metall-Industrie (MEM-Industrie) und verwandter technologieorientierter Branchen. Swissmem fördert die nationale und die internationale Wettbewerbsfähigkeit ihrer 1‘100 Mitgliedsfirmen durch eine wirkungsvolle Interessenvertretung, bedarfsgerechte Dienstleistungen, eine gezielte Vernetzung sowie eine arbeitsmarktgerechte Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der MEM-Industrie. 
Die Schweizer MEM-Industrie ist eine facettenreiche und innovative Hightech-Branche, die in sämtlichen Lebens- und Wirtschaftsbereichen leistungsstarke Lösungen anbietet. Sie erwirtschaftet 7,1 Prozent des Bruttoinlandproduktes (2018) und nimmt damit in der schweizerischen Volkswirtschaft eine Schlüsselstellung ein. Die Branche ist mit rund 320'000 Beschäftigten die grösste industrielle Arbeit-geberin der Schweiz und leistet mit Ausfuhren im Wert von 69,7 Milliarden Franken 30 Prozent der gesamten Güterexporte. 60 Prozent der ausgeführten Güter der MEM-Industrie werden in die EU exportiert.

Swissmem setzt sich stark für die Ausbildung Jugendlicher ein und übernimmt die Rolle einer Organisation der Arbeitswelt von sieben beruflichen Grundbildungen. In der formalen Weiterbildung, insbesondere der Höheren Berufsbildung, weist die MEM-Branche ein grosses Spektrum an Entwicklungsmöglichkeiten auf. Swissmem engagiert sich auch hier als Trägerin von drei Berufsprüfungen, zwei höheren Fachprüfungen und sieben Fachrichtungen an höheren Fachschulen. Zusammen mit den Sozialpartnern ist Swissmem ausserdem Trägerin eines Bildungszentrums mit formalen und nichtformalen Weiterbildungsangeboten. Mit der Swissmem Academy leistet die Branche einen wichtigen Beitrag in der nichtformalen Weiterbildung.
Unsere Stellungnahme lässt sich wie folgt zusammenfassen:· Swissmem unterstützt die Schaffung einer zeitgemässen und rechtskonformen Grundlage für die EHB. Ihre umfassenden Leistungen haben einen festen Platz in der Landschaft der schweizerischen Berufsbildung, und als zentrale Ansprechpartnerin für die Organisationen der Arbeitswelt ist sie von grosser Bedeutung.
· Die Akkreditierung der EHB als pädagogische Hochschule erachten wir für ihre Lehr- und Forschungstätigkeit als sinnvoll und zielführend und befürworten diese. Im Gegensatz zur Volksschule ist die Berufsbildung national organisiert. Dies erfordert interkantonal einheitliche Standards in der Berufspädagogik. Wie erwarten von einem nationalen Kompetenzzentrum, sprich der EHB, diese praxistauglich festzulegen und umzusetzen.
· Das Gesetz regelt detailliert den Hochschulbetrieb für Lehrpersonen der schulischen Bildung, berücksichtigt jedoch andere Zielgruppen, namentlich Berufsbildnerinnen und –bildner sowie Prüfungsexpertinnen und –experten zu wenig. Diese Zielgruppen sind im Gesetz stärker zu berücksichtigen.
· Wir rechnen damit, dass die Überführung in eine pädagogische Hochschule zu Akzeptanzschwierigkeiten bei den Dienstleistungsbezügern aus der Wirtschaft (Organisationen der Arbeitswelt sowie Lehrbetriebe) führen wird. Um die Arbeitsmarktnähe und die Anwendungsorientierung in Zukunft sicherzustellen fordern wir deshalb folgende Gegenmassnahmen:
· Die Wirtschaft, namentlich die Organisationen der Arbeitswelt und die Lehrbetriebe, sollen im Gesetz als Kunde und Partner stärker berücksichtigt und verankert werden.
· Der Einbezug und die Zusammenarbeit mit der Wirtschaft muss im Gesetz konkreter geregelt werden. Dafür sind verbindliche Strukturen festzulegen.
· Bildungsangebote der EHB müssen subsidiär sein und dürfen privat organisierte Bildungsangebote nicht durch subventionierte Preise unterbieten. 
· Mit dem SBFI und der EHB verfügt der Bund über zwei Kompetenzzentren in der Berufsbildung. Das vorliegende Gesetz geht zu wenig darauf ein, wie sich die Aufgabenbereiche der beiden Kompetenzzentren voneinander abgrenzen und wie diese koordiniert werden. Um Reibungsverluste und Angebotslücken zu vermeiden, ist das Gesetz hier zu schärfen.


Grundsätzliche Bemerkungen
Nationales Kompetenzzentrum der Berufspädagogik, der Berufsentwicklungsmethodik und der Berufsbildungsforschung
Swissmem ist ein grosser Akteur der Berufsbildung und kennt die Bedeutung der involvierten Berufsbildungsverantwortlichen wie Lehrpersonen, Berufsbildner/-innen und Prüfungsexperten/innen. Zur Wahrnehmung unserer Verantwortung als Organisation der Arbeitswelt in der Berufsbildung sind wir auf anwendungsorientierte Forschungsergebnisse aus der Berufsbildungsforschung angewiesen. Diese dienen als Grundlage einer faktenbasierten Bildungssteuerung, einer nachhaltigen Qualitätssicherung sowie einer zukunftsgerichteten Berufsentwicklung und Berufsdidaktik.
Wir erwarten von der EHB daher, dass sie auch in Ihrer künftigen Organisationsform weiterhin eine breite, arbeitsmarktnahe und eidgenössisch koordinierte Palette von Forschung und Dienstleitungen im Bereich der Berufspädagogik und der Berufsentwicklung gewährleistet. Für die Sicherstellung interkantonal einheitlicher Standards in der Berufsdidaktik sowie zukunftsfähiger Grundlagen für die Berufsentwicklung ist ein starkes nationales Kompetenzzentrum der Berufspädagogik für die Berufsbildung unverzichtbar. Swissmem begrüsst deshalb die Entscheidung, mit einem Gesetz eine solide und rechtskonforme Grundstruktur für ein solches Kompetenzzentrum Berufspädagogik zu schaffen. 

Ein Kompetenzzentrum der Berufspädagogik ist eine sinnvolle Ergänzung des Kompetenzzentrums allgemeiner Berufsbildungsfragen, welche durch das SBFI wahrgenommen wird. Im vorliegenden Gesetz wird aus unserer Sicht jedoch zu wenig darauf eingegangen, wie sich die Aufgabenbereiche der beiden Kompetenzzentren voneinander abgrenzen und wie diese koordiniert werden sollen. Wir befürchten Reibungsverluste und Angebotslücken.


Aufgaben des nationalen Kompetenzzentrums
Wir sehen drei grundsätzliche Aufgabenbereiche eines nationalen Kompetenzzentrums.
· Angewandte Berufspädagogik
· Dienstleistungsangebote im Bereich der praktischen Berufsentwicklung
· Angewandte Berufsbildungsforschung
Die angewandte Berufspädagogik umfasst unter anderem die Ausbildung von Lehrpersonen an Berufsfachschulen. Dieser wird im Gesetz genügend Rechnung getragen und der entsprechende Hochschulbetrieb akribisch geregelt. In der Folge erhält das Gesetz eine starke akademische Ausrichtung. Der Auftrag zur Aus- und Weiterbildung aller anderen Berufsbildungsverantwortlichen, explizit zu nennen sind Berufsbildner/-Innen, ÜK-Leiter/-Innen und Prüfungsexperten/-innen, wird im Gesetz nebensächlich behandelt. Die Berufsbildung lebt sehr stark von nebenamtlichen Engagements die oft sogar in Milizarbeit erbracht werden. Dieses Zielpublikum gilt es sowohl in pädagogischen Fragen als auch in der Berufsentwicklung gezielt zu adressieren und abzuholen. Diese Kundenorientierung war in Vergangenheit oft zu wenig ausgeprägt und führte zu wenig Akzeptanz des EHB bei Lehrbetrieben, den Organisationen der Arbeitswelt und letztlich der Wirtschaft. Das neue Gesetz bietet die Chance dies zu verbessern, nutzt diese aber nicht.
Exemplarisch fehlt im Gesetz jeglicher Bezug zu Lehrbetrieben und Berufsbildner/-innen. Auch die Zusammenarbeit mit den Organisationen der Arbeitswelt und den Fachleuten aus der Praxis, z.B. bei den Ausbildungen für Prüfungsexpertinnen und -experten sowie von Berufsbildnerinnen und –bildnern wird nicht berücksichtigt.
Im Falle der EHB ist eine konsequente Praxisausrichtung aller drei Aufgabenbereiche von zentraler Bedeutung. So sind sowohl die Berufspädagogik, als auch die Berufsbildungsforschung anwendungsorientiert auszurichten. Auf dieses Ziel muss auch die Personalpolitik des EHB ausgerichtet werden. So sollen Anforderungsprofile von Lehrpersonen und Forscher muss einen direkten Bezug zur Berufsbildung verlangen.
 
Die EHB als pädagogische Hochschule
Die geplante Eidgenössische Hochschule für Berufsbildung (EHB) reiht sich in die Hochschullandschaft der Schweiz ein. Sie soll als Pädagogische Hochschule mit entsprechender Autonomie agieren, zugleich aber zu konkreten Leistungen und den Einbezug diverser Partner verpflichtet werden. 
Die Akkreditierung als pädagogische Hochschule erscheint uns für die Lehre und Forschung als passend. Für die Erbringung von praxisnahen Dienstleitungen in der Berufsentwicklung birgt sie jedoch Risiken in der zu erwartenden Akzeptanz bei den Kunden. Um die Arbeitsmarktnähe und die Anwendungsorientierung sicherzustellen sind aus unserer Sicht Gegenmassnahmen notwendig: Erstens sind Organisationen der Arbeitswelt und die Lehrbetriebe im Gesetz als Kunden und Partner stärker zu berücksichtigen und zu verankern. Zweitens soll die Einbindung und Zusammenarbeit mit der Wirtschaft im Gesetz konkreter verankert und festgelegt werden.
Rückmeldungen zu den einzelnen Artikeln
Art. 2
Ziffer 1 ergänzen durch: „… ein Kompetenzzentrum, das durch anwendungsorientierte Lehre und Forschung sowie Dienstleitungen zur Entwicklung der praxisorientierten Berufspädagogik und der Berufsbildung in der Schweiz beiträgt. Die EHB richtet auch ihre Personalpolitik auf diese Ziele aus.“
Art. 3
Ziffer 1 a. ergänzen durch: „Praxisorientierte Aus- und Weiterbildungen für Lehrpersonen der schulischen Bildung in der Berufsbildung und bei Bedarf für Berufsbildnerinnen und -bildner, für Prüfungsexpertinnen und –experten sowie für weitere Berufsbildungsverantwortliche;“
Ziffer 2 ergänzen durch: „Sie engagiert sich für die Berufsentwicklungsmethodik und unterstützt…“.
Ziffer 3 ergänzen durch: „Sie betreibt anwendungsorientierte Berufsbildungsforschung und integriert sie in ihre Lehre“. 
Ergänzend ist eine Ziffer einzufügen, die auf die in Art. 9 vorgesehene Umsetzung der strategischen Ziele des Bundesrates verweist. Damit soll betont werden, dass die EHB auch als autonome Hochschule der Steuerung der Berufsbildung durch den Bund verpflichtet bleibt, was die Aus- und Weiterbildung für Berufsbildungsverantwortliche betrifft. 
Art. 4
Andere Hochschulgesetze nennen Kooperationen mit anderen Hochschulen und der Wirtschaft in einem Atemzug. Das vorliegende Gesetz behandelt die kantonalen pädagogischen Hochschulen (PH) und Organisationen der Arbeitswelt (OdA) in einer gesonderten Ziffer. Dies liegt dem Erläuternden Bericht zufolge daran, dass diese Partner aufgrund der bestehenden bilateralen Vereinbarungen und der Arbeitsmarktnähe der Berufsbildung von besonderer Bedeutung für die EHB sind. Diese besondere Bedeutung kommt aber im Gesetzestext nicht ausreichend zum Ausdruck und erfährt keine institutionalisierte Umsetzung. Sinnvoller wäre daher die folgende Formulierung:
 „Die EHB ergänzt sich mit den anderen pädagogischen Hochschulen. Durch den Aufbau geeigneter Strukturen und Gefässe stellt sie den laufenden Einbezug der Organisationen der Arbeitswelt in ihre Tätigkeit sicher“.
Die direkte Verbindung zur Arbeitswelt ist das wichtigste Alleinstellungsmerkmal der Berufsbildung. Zugleich hat die Arbeitswelt ein starkes Interesse am Gedeihen der EHB als Ausbildungs- und Forschungsstätte. Dies sollte auch im EHB-Gesetz unmissverständlich zum Ausdruck kommen. 
Eine sinnvolle Abgrenzung zwischen den Tätigkeiten des SBFI und der EHB, z.B. in der Berufsentwicklung, vermeidet Reibungsverluste. Das Gesetz soll die Koordination dieser beiden Akteure festhalten: „Die EHB koordiniert ihre Tätigkeiten mit dem SBFI.“

Mit ihren vielfältigen Aufgaben und ihrer konsequenten Ausrichtung auf die Berufsbildung wird die EHB notwendigerweise eine Sonderform unter den pädagogischen Hochschulen darstellen. Dies birgt Potential für Konflikte und damit Reibungsverluste. Umso wichtiger ist es, das EHB-Gesetz so zu formulieren, dass die neue Hochschule mit ihren Rechten, Pflichten, Partnern und Grenzen unmissverständlich hervortritt. Dazu gehört, verbindliche Strukturen für den Austausch mit den Organisationen der Arbeitswelt vorzusehen, und die Steuerung ihrer Arbeit über strategische Zielsetzungen und Leistungsauftrag klar herauszuarbeiten. Denn nur mit einem klaren Profil wird die EHB ihre wichtige Rolle optimal entfalten können. 
Abschliessend bedanken wir uns noch einmal für die Gelegenheit zur Stellungnahme und für die wohlwollende Prüfung unserer Anliegen. Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

Freundliche Grüsse
	

Stefan Brupbacher
Direktor
	

René Will
Ressortleiter
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